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B E G R Ü N D U N G  

Zur 8. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Badendorf für das Gebiet westlich Mit-

teltor, südlich Hausnummer Mitteltor 6a sowie nördlich der K 78 

1 Vorbemerkungen 

1.1 Planungserfordernis / Ziel und Zweck der Planung 

In der Gemeinde Badendorf besteht aufgrund der günstigen Lage mit der Nähe zur Hanse-

stadt Lübeck und guter Verkehrsanbindung an das überörtliche Straßennetz weiterhin ein 

hoher Bedarf an Baugrundstücken für Wohnzwecke. Die Gemeinde Badendorf befasst sich 

seit Jahren intensiv mit ihrer weiteren Siedlungsentwicklung und hat verschiedene Flächen 

innerhalb der Ortslage überprüft. Nunmehr soll ein Bereich westlich der Straße Mitteltor für 

ein kleines Wohngebiet überplant werden, um der Nachfrage entsprechen zu können. Die 

Fläche steht kurzfristig zur Verfügung. Auch der Landschaftsplan der Gemeinde empfiehlt 

grundsätzlich eine Bebauung westlich der Straße Mitteltor, wenn auch in anderer Abgren-

zung. Der Bebauungsplan Nr. 7 aus dem Jahr 2018 ist inzwischen nahezu vollständig um-

gesetzt. Bei der Umsetzung des Bebauungsplanes Nr. 7 wurden bereits die technischen Vo-

raussetzungen für eine weitere Arrondierung der Bebauung geschaffen. So sind in den Ver-

kehrsflächen sämtliche Leitungen dementsprechend vorgehalten und auch die Kapazität der 

Regenrückhaltung berücksichtigt bereits die aus dem nun geplanten Vorhaben anfallenden 

Niederschlagsmengen. 

Die Gemeinde Badendorf hat am 24.06.2025 die Aufstellung der 8. Änderung des Flächen-

nutzungsplanes beschlossen. Wesentliches Planungsziel ist die Schaffung der planungs-

rechtlichen Voraussetzungen für ein weiteres Wohngebiet westlich der Straße Mitteltor unter 

Beachtung des Erhalts von Gehölzen und ausreichender Abstände zur Freileitung.  

1.2 Rechtliche Bindungen 

Nach dem Landesentwicklungsplan - Fortschreibung 2021 des Landes Schleswig-Holstein 

liegt das Plangebiet im Ordnungsraum auf einer Landesentwicklungsachse. Badendorf ist 

eine Gemeinde ohne zentralörtliche Einstufung im Ordnungsraum und soll den örtlichen 

Wohnungsbaubedarf decken. 

Der Regionalplan 1998 für den Planungsraum I stellt Badendorf ebenfalls im Ordnungsraum 

dar. 

Der Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III 2020 hat für das Plangebiet keine Ein-

tragungen. 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde stellt Fläche für die Landwirtschaft dar.  
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Der Landschaftsplan Bestand zeigt das Plangebiet als Ackerfläche. Der Entwicklungsteil des 

Landschaftsplanes empfiehlt direkt westlich der Straße Mitteltor eine Siedlungsentwicklungs-

fläche und daran westlich anschließend eine Präferenzfläche für Ausgleichs und Ersatzmaß-

nahmen mit dem Schwerpunkt geplante Siedlungserweiterungen als ein besonders geeigne-

tes Gebiet für extensive Grünlandnutzung. 

Ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach §§ 34, 35 BauGB bestehen nicht. 

Im Plangebiet sind gesetzlich geschützte Biotope (Knicks) vorhanden. 

2 Bestandsaufnahme 

Das Plangebiet liegt im Westen der Ortslage Badendorf westlich der Bebauung Mitteltor und 

südlich der Bebauung Dorfstraße. Die Fläche wird landwirtschaftlich genutzt (Beweidung 

durch Reitpferde). Im Plangebiet sind gesetzlich geschützte Biotope (Knicks) vorhanden. Das 

Gelände ist weitgehend eben; es fällt nach Norden geringfügig ab.  

Nördlich, östlich und südöstlich grenzt die bebaute Ortslage Badendorf an das Plangebiet 

an. Westlich befinden sich intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen.  

  

Abb.: Digitaler Atlas Nord 
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3 Begründung der Planinhalte 

3.1 Flächenzusammenstellung 

Das Plangebiet der 8. Änderung des Flächennutzungsplanes umfasst ca. 1,37 ha, die als 

Wohnbaufläche dargestellt werden. 

3.2 Standortwahl / Planungsalternativen 

Die Gemeinde Badendorf hat sich im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 7 

ausführlich mit den Möglichkeiten einer wohnbaulichen Entwicklung Badendorfs befasst. Be-

reits 2014 wurde eine landesplanerische Voranfrage an die Landesplanungsbehörde gestellt, 

inwieweit eine Fläche im Nordosten der Ortslage für eine Bebauung infrage kommen kann 

(nachfolgend als Fläche 1 bezeichnet). Diese Fläche wurde seitens des Kreises Stormarn 

als nicht geeignet angesehen, stattdessen wurden andere Flächen benannt, für die die Ge-

meinde eine Eignung prüfen solle. Nachstehend sind alle seinerzeit geprüften Bereiche dar-

gestellt: 

 

Nach dem Landwirtschafts- und Umweltatlas Schleswig-Holstein handelt es sich bei der Bo-

denart bei allen Flächen um Pseudogley. Besonders wertvolle oder seltene Böden sind nicht 

betroffen. Der Landschaftsrahmenplan 2020 und der Regionalplan 1998 haben für die Flä-

chen keine Eintragungen. 
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Gegen die Fläche 1 nördlich der Straße Heckkaten bestehen seitens des Kreises Stormarn 

Bedenken aus ortsplanerischer und städtebaulicher Sicht, da das Gebiet relativ abgesetzt 

vom Ortskern liegt und nicht zu einer Arrondierung des Siedlungsgefüges beiträgt. Die Flä-

chen nördlich der Straßenzüge Dorfstraße/Heckkaten sollen aus landschaftsplanerischer 

Sicht als Puffer zur nördlich angrenzenden Wüstenei möglichst von Bebauung freigehalten 

werden. Der Landschaftsplan sieht eine Entrohrung des mittig über die Fläche verlaufenden 

Gewässers vor. Die Fläche weist aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Ackernutzung 

mit Ausnahme eines Kleingewässers keine besondere ökologische Bedeutung auf. Eine Ab-

schirmung zur freien Landschaft nach Norden ist durch eine Waldfläche, nach Westen durch 

einen Knick gegeben. 

 

Die Fläche 2 in der Ortsmitte ist prinzipiell für eine Bebauung geeignet, dieses stellt auch der 

Landschaftsplan grundsätzlich so dar. Biotopstrukturen auf der Fläche sind zu beachten. Zu 

diesem Bereich hat die Gemeinde bereits mehrere Bebauungskonzepte entwickelt. Die Er-

schließung ist direkt von der Hauptstraße aus möglich. Diese Fläche steht aufgrund der Ei-

gentumsverhältnisse nicht zur Verfügung. Die Grundstücksverhandlungen mit den Eigentü-

mern sind nach langwierigen Verhandlungen 2015 gescheitert. 

Fläche 1 

Intensivacker, 

geschütztes Biotop (Kleingewässer), 

Wald angrenzend, 

Knick am Westrand, 

Immissionen Truppenübungsplatz, 

rückwärtig Dorfstraße 

Fläche 2 

inmitten der Ortslage, 

Intensivgrünland (2xMahd), 

geschützte Biotope (Kleingewässer), 

hohe Überflutungsanteile, 

Immissionen Sportplatz, 

direkt an Dorfstraße 
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Fläche 3 im Nordwesten Badendorfs südlich der Dorfstraße wird als Intensivgrünland ge-

nutzt. Eine Abschirmung zur freien Landschaft nach Westen ist durch Knickstrukturen gege-

ben. Der Landschaftsplan empfiehlt für diese Fläche die Extensivierung von Grünland als 

Ausgleichsmaßnahme. Als Ausgleich für den B-Plan Nr. 7 wurde ein Teil der westlichen Flä-

che angrenzend an die Bebauung im B-Plan Nr. 7 bereits "extensiviert". Daneben wurden 

100 m Knick neu gepflanzt, sowie eine Streuobstwiese angelegt und es wurden weitere 

Bäume gepflanzt. Die davon nördliche Fläche ist als mögliche Erweiterung der bereits um-

gesetzten Flächen des Bebauungsplanes Nr. 7 sehr gut geeignet. 

 

Fläche 4 liegt im Nordwesten Badendorfs nördlich der Dorfstraße. Die derzeitige Nutzung ist 

Intensivgrünland (Pferdekoppeln). Eine Abschirmung zur freien Landschaft nach Norden ist 

durch Knickstrukturen gegeben. Möglichkeiten der Erschließung wären zu prüfen, da die Flä-

che rückwärtig der Dorfstraße liegt. Der Landschaftsplan übernimmt die Bestandsdarstel-

lung. Entwicklungsziele sind auf der Fläche nicht formuliert. Diese Fläche steht aufgrund der 

derzeitigen Nutzung nicht zur Verfügung. Die Pferdekoppeln werden für den angrenzenden 

landwirtschaftlichen Betrieb benötigt. 

 

Fläche 3  

Grünland (Beweidung Reitpferde), 

geschützte Biotope (Knicks) angrenzend, 

direkt an Achterste Hoff angebunden 

Fläche 4 

Intensivgrünland (Pferdekoppeln) 

geschützte Biotope (Knicks) am Nordrand 

Immissionen Landwirtschaft 

rückwärtig Dorfstraße 
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Zusammenfassende Bewertung der Flächen: 

 Immissionen Erschließung Ortsgefüge Naturschutz 

1 - Nähe Truppen-
übungsplatz 

- rückwärtig gele-
gen 

- keine Arrondie-
rung der Orts-
lage 

+ intensiv ge-
nutzte Fläche 
- Kleingewässer 
zu beachten 

2 - Sportplatz an-
grenzend 

+ an Straße + allseits von Be-
bauung umge-
ben 

- Biotope vorhan-
den 

3 + ausreichende 
Abstände zu 
Lärmquellen 

+ an Straße + dreiseitig von 
Bebauung umge-
ben 

+ intensiv ge-
nutzte Fläche 

4 - Landwirtschaft 
angrenzend 

- rückwärtig gele-
gen 

+ dreiseitig von 
Bebauung umge-
ben 

+ intensiv ge-
nutzte Fläche 

 

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, dass die Fläche 3 am besten für die geplante Be-

bauung geeignet ist. Die Fläche steht zur Verfügung und kann über die Verlängerung der im 

Bebauungsplan Nr. 7 bereits vorbereiteten Erschließung (Achterste Hoff) kostengünstig an-

gebunden werden. 

3.3 Auswirkungen der Planung 

Die Planung dient der Bereitstellung dringend benötigten Wohnraums. Der Landesentwick-

lungsplan 2021 führt aus, dass Gemeinden oder Gemeindeteile, die keine Schwerpunkte für 

den Wohnungsbau sind, den örtlichen Bedarf decken. Dort können im Zeitraum 2022 bis 

2036 bezogen auf ihren Wohnungsbestand am 31. Dezember 2020 neue Wohnungen im 

Umfang von bis zu 15 Prozent in den Ordnungsräumen gebaut werden. Der Wohnungsbe-

stand der Gemeinde Badendorf betrug nach hiesiger Aktenlage zum Stichtag 400 Wohnein-

heiten. Für die Jahre 2022-2024 sind insgesamt 16 anzurechnende Baufertigstellungen ver-

zeichnet. Insoweit beträgt die maximale Anzahl möglicher neuer Wohneinheiten im o. g. Zeit-

raum noch 44 neue Wohneinheiten. Im Rahmen der 8. Änderung des Flächennutzungspla-

nes können ca. 15 Grundstücke geschaffen werden, was in etwa 20 Wohneinheiten entspre-

chen kann.  

Die Gemeinde Badendorf hat 2017 die vorhandenen Bauflächenpotenziale geprüft (Darstel-

lung der Bauflächenpotenziale in der Gemeinde Badendorf, PLOH, 17.05.2017). Danach 

standen im Geltungsbereich rechtskräftiger Bebauungspläne, im Geltungsbereich von Be-

bauungsplänen mit Stand nach § 33 BauGB sowie in Bereichen, die nach § 34 BauGB zu 

beurteilen sind, keine Baugrundstücke zu Verfügung. Im Geltungsbereich wirksamer Flä-

chennutzungspläne bestanden 9 Grundstücke als Reservefläche in städtebaulich integrierter 

Lage. Eine kurzfristige Umsetzung der Potenziale aus den Darstellungen im wirksamen Flä-

chennutzungsplan ist nicht gegeben, da dafür zunächst Baurecht durch die Aufstellung von 
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Bebauungsplänen bzw. ggf. Satzungen nach § 34 BauGB geschaffen werden müsste. Die 

Flächen nördlich der Dorfstraße stehen zudem zeitnah aufgrund der derzeitig benötigten 

Nutzung als Pferdekoppel nicht zur Verfügung. Nachverdichtungsmöglichkeiten bestehen 

nicht. 

Den umweltschützenden Vorschriften des BauGB wird durch die Beschränkung von Boden-

versiegelungen auf das notwendige Maß entsprochen. Ein sparsamer und schonender Um-

gang mit Grund und Boden kann damit sichergestellt werden. Landwirtschaftliche Flächen 

werden nur in notwendigem Umfang in Anspruch genommen. 

Die Planung ist gleichwohl mit erheblichen Auswirkungen auf die Belange von Naturschutz 

und Landschaftspflege verbunden. Es wurde eine überschlägige Eingriffs-/Ausgleichsbilan-

zierung erstellt, deren Ergebnisse beachtet werden. Der erforderliche Ausgleich wird tlw. im 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 7, 1. Änderung und Ergänzung und im Übrigen 

in den noch zur Verfügung stehenden Ausgleichsflächen im B-Plan Nr. 7 erbracht. Negative 

Auswirkungen werden damit nicht verbleiben. Insoweit wird das Ergebnis der Umweltprüfung 

beachtet. 

Belange des Artenschutzes werden bei Beachtung von Maßnahmen (Rodungszeitraum von 

Gehölzen) nicht berührt. Unüberwindbare Hindernisse sind nicht zu erkennen. Insoweit wird 

das Ergebnis der Umweltprüfung beachtet. 

Auswirkungen durch Lärm sind aufgrund der großen Abstände zu den Lärmquellen nicht zu 

erwarten. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 7 wurde dieses gutachter-

lich nachgewiesen (Verkehrslärm, Sportlärm). Maßnahmen sind nicht erforderlich. Zur im 

Südwesten des Plangebietes verlaufenden Freileitung sind ausreichende Abstände einzu-

halten. Dieses wird bei der verbindlichen Bauleitplanung durch entsprechende Festsetzun-

gen berücksichtigt. 

Aufgrund der vglw. kleinen Arrondierung der vorhandenen Bebauung wird eine Auswirkung 

auf den Klimawandel nicht angenommen. Auf konkrete Festsetzungen zum Klimaschutz wird 

im Hinblick auf die detaillierten Regelungen im Gebäudeenergiegesetz (GEG) und zugehö-

rige Regelwerke verzichtet. Die Bauleitplanung ist eine Angebotsplanung; ein konkretes Zeit-

fenster zur Umsetzung besteht nicht. Von daher ist zu befürchten, dass im Flächennutzungs-

plan getroffene Regelungen ggf. in einigen Jahren nicht mehr den inzwischen fortgeschritte-

nen technischen Entwicklungen entsprechen. Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind 

zulässig. 
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3.4 Darstellungen 

Auf Ebene des Flächennutzungsplanes wird die Darstellung einer Wohnbaufläche vorgese-

hen. Diese ist im Südwesten durch die dort vorhandene Freileitung überlagert (Die Leitung 

soll voraussichtlich 2030 abgebaut werden). Weitere Darstellungen sind nicht erforderlich. 

Detaillierte Festlegungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung sowie zur Grünplanung er-

folgen in einer nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung. 

3.5 Verkehr 

Für das Plangebiet der 8. Änderung des Flächennutzungsplanes werden im Rahmen einer 

nachfolgenden Erschließungsplanung die Verkehrsflächen festgelegt. Die Erschließung der 

beiden in der 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 7 geplanten Baugrund-

stücke erfolgt über eine Verkehrsfläche in Fortführung des Straßennetzes des B-Planes 

Nr. 7. Die Gemeinde Badendorf ist an das Liniennetz des ÖPNV angebunden. 

3.6 Grünplanung 

Es wird angestrebt, die vorhandenen Knickstrukturen und Bäume zu erhalten. Im Zuge der 

Konkretisierung des westlich geplanten Baugebietes wird eine Durchfahrt durch den Knick 

erforderlich. Die vorhandene Knicklücke wird im Gegenzug geschlossen.  

3.6.1 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Nach § 18 BNatSchG ist über die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege im 

Bauleitplan unter entsprechender Anwendung der §§ 14 und 15 BNatSchG nach den Vor-

schriften des BauGB zu entscheiden, wenn aufgrund einer Aufstellung, Änderung oder Er-

gänzung eines Bauleitplanes Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. Die natur-

schutzfachliche Eingriffsbilanzierung wird in Anlehnung an den Erlass „Verhältnis der natur-

schutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht“, Gemeinsamer Runderlass des Innenmi-

nisteriums und des Ministeriums für Energiewende sowie dessen Anlage durchgeführt. Zur 

Vermeidung von Wiederholungen wird auf den Umweltbericht (Ziffer 6 dieser Begründung) 

verwiesen. 

Es werden voraussichtlich ca. 0,4 ha Ausgleichsfläche erforderlich, die tlw. im Plangebiet des 

Bebauungsplanes Nr. 7, 1. Änderung und Ergänzung (ca. 320 m²) und im Übrigen auf einer 

externen Fläche untergebracht werden sollen. Mit dem Bebauungsplan Nr. 7 wurden insge-

samt Ausgleichsflächen von 9.673 m² geschaffen, wovon nur 4.450 m² benötigt wurden und 

5.220 m² Fläche für einen späteren Eingriff zuzuordnen sind. Der Fläche wurden bislang 

keine weiteren Eingriffe zugeordnet. Somit kann der externe Ausgleichsbedarf vollständig im 

Bebauungsplan Nr. 7 untergebracht werden.  
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Die Schaffung einer Knicklücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 7, 1. Ände-

rung und Ergänzung von 4 m erfordert einen Ausgleich. Vorgesehen ist das Schließen einer 

Knicklücke von ebenfalls 4 m. 

3.6.2 Artenschutz 

Bei der Aufstellung der Bauleitplanung sind die Artenschutzbelange des Bundesnaturschutz-

gesetzes zu berücksichtigen (§§ 44, 45 BNatSchG). Ein Bebauungsplan kann selbst nicht 

gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG verstoßen, sondern nur dessen Vollzug. Er 

verstößt jedoch gegen § 1 Abs. 3 BauGB, wenn bei der Beschlussfassung absehbar die 

Zugriffsverbote des § 44 unüberwindliche Hindernisse für die Verwirklichung darstellen. 

Bei Beachtung von Maßnahmen (Rodungszeitpunkt für Gehölze) kommt es voraussichtlich 

nicht zum Eintreten eines Verbotes nach § 44 (1) BNatSchG. Die im Rahmen der Umwelt-

prüfung durchgeführte Prüfung zur artenschutzrechtlichen Verträglichkeit der Planung ent-

bindet nicht von den auf Umsetzungsebene unmittelbar anzuwendenden artenschutzrechtli-

chen Bestimmungen. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf den Umweltbericht (Zif-

fer 6 dieser Begründung) verwiesen. 

4 Immissionen / Emissionen  

Emittierende Nutzungen mit Auswirkungen auf die Nachbarschaft sind nicht zu erwarten, da 

ein Wohngebiet vorgesehen ist. Immissionen aus Verkehrslärm oder Sportlärm sind eben-

falls nicht zu erwarten, da das Plangebiet ausreichende Abstände zu den Lärmquellen ein-

hält. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 7 wurde ein Lärmgutachten ge-

fertigt, dessen Ergebnisse auf das Plangebiet übertragen werden können. Geruchsbelästi-

gungen sind nicht zu erwarten, da keine Emittenten in der Nähe vorhanden sind. 

Der Standortübungsplatz Wüstenei wurde nach § 67 Abs 2. BImSchG mit Schieß- und 

Übungsbetrieb angezeigt, weshalb nicht ausgeschlossen werden kann, dass Geräu-

schimmissionen auf das Plangebiet einwirken können. Eine Erheblichkeit wird hier nicht an-

genommen, da ein Heranrücken von Bebauung an den Truppenübungsplatz nicht erfolgt. 

Weite Teile der Ortslage Badendorf liegen zwischen dem Plangebiet und dem Truppen-

übungsplatz. 

Der Südwesten des Plangebietes der 8. Änderung des Flächennutzungsplanes wird von ei-

ner Hochspannungsleitung überquert. Die am 01.01.1997 in Kraft getretene 26. Verordnung 

zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes hat Grenzwerte für die elektrische 

Feldstärke und die elektromagnetische Flussdichte von Niederfrequenzanlagen (Hochspan-

nungsfreileitungen) festgelegt, bei deren Einhaltung eine gesundheitliche Beeinträchtigung 

des menschlichen Organismus ausgeschlossen werden kann. Diese Grenzwerte werden 

beim Betrieb der Hochspannungsfreileitung voraussichtlich eingehalten. Es liegt hierzu ein 
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„Messbericht und gutachterliche Stellungnahme auf dem Gelände „Hansfelder Hof“ in Ham-

berge“ (EMV Services, Hamburg, Juni 2009) vor, dessen Ergebnisse auf das Plangebiet 

übertragbar sind. Es wird darauf verwiesen, dass diese Leitung voraussichtlich 2030 abge-

baut wird. 

5 Ver- und Entsorgung  

5.1 Stromversorgung 

Die Versorgung mit elektrischer Energie erfolgt durch die örtlichen Versorgungsträger.  

5.2 Wasserver-/ und –entsorgung 

Die Trinkwasserversorgung ist aus dem vorhandenen und ggf. zu ergänzenden Leitungsnetz 

der Gemeinde Badendorf gesichert. 

Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt über das gemeindliche Klärwerk. Dieses ist für 

1.000 Einwohnergleichwerte ausgelegt. Diese Zahl wird mit der Verwirklichung des Bauge-

bietes nicht erreicht. 

Für die schadlose Ableitung anfallenden Niederschlagswassers vorgesehen ist der An-

schluss an die vorhandene Regenrückhaltung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

Nr. 7, deren Kapazitäten die nun geplante weitere Bebauung mit umfassen. Die „Wasser-

rechtlichen Anforderungen zum Umgang mit Regenwasser in Schleswig-Holstein Teil 1: 

Mengenbewirtschaftung A-RW 1“ sollen eine integrale Vernetzung von Regenwasser- und 

Gewässerbewirtschaftung bei zukünftigen wasserwirtschaftlichen Planungen in Baugebieten 

sicherstellen. Nachweise werden im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung geführt, so-

weit nicht geringfügig.  

5.3 Müllentsorgung 

Die AWSH (Abfallwirtschaft Südholstein GmbH) erfüllt im Auftrag des Kreises Stormarn, der 

öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist, alle Aufgaben der Abfallentsorgung. In diesem 

Zusammenhang gelten die „Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Kreises Stormarn für 

die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen. 

5.4 Löschwasserversorgung 

Das Baugebiet wird mit einer ausreichenden Zahl von Hydranten ausgestattet. Nach dem 

Arbeitsblatt W405 des DVGW – Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trink-

wasserversorgung – sind bei nicht feuerhemmenden bzw. feuerbeständigen Umfassungs-

wänden Löschwassermengen von 96 m³/h für zwei Stunden erforderlich. Anderenfalls sind 

48 m³/h ausreichend. Dieses kann im Bedarfsfall dem vorhandenen Trinkwassernetz ent-

nommen werden. Neben den Hydranten wurde zudem das sehr große RRB im 
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Bebauungsplan Nr. 7 mit einer Zapfstelle für die Feuerwehr ausgerüstet. Der Löschwasser-

bedarf ist durch die Gemeinden nach pflichtgemäßem Ermessen festzulegen. 

6 Umweltbericht gemäß § 2 Abs. 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB 

Zur Wahrung der Belange des Umweltschutzes gem. §§ 1 (6) Nr. 7, 1a BauGB wird eine 

Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen 

der Planung auf das Gebiet und die Umgebung ermittelt werden. Nach § 2 Abs. 4 BauGB 

legt die Gemeinde für diesen Bauleitplan folgenden Umfang und Detaillierungsgrad fest, der 

bei der Ermittlung der Belange für die Abwägung erforderlich ist. 

6.1 Einleitung 

6.1.1 Inhalte und Ziele des Bauleitplans 

Die Bauleitplanung wird aufgestellt, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 

wohnbauliche Nutzung zu schaffen. In der 8. Änderung des Flächennutzungsplanes ist die 

Darstellung einer Wohnbaufläche im Umfang von ca. 1,37 ha vorgesehen. 

6.1.2 Für die Planung bedeutsame einschlägige Fachgesetze und Fachpläne 

Folgende bekannte einschlägige Fachgesetze betreffen das Plangebiet und treffen folgende 

Aussagen: 

 Ziele des Umweltschutzes Berücksichtigung in der Planung 

BauGB § 1a Sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden (Bodenschutzklausel, 
Umwidmungssperrklausel in Be-
zug auf landwirtschaftliche Flä-
chen, Waldflächen und für Wohn-
zwecke genutzte Flächen - 
§ 1a, Abs. 2) 

Klimaschutz und Anpassung an 
den Klimawandel (§ 1a, Abs. 5) 

Alternativenprüfung zur Nachverdich-
tung und Innenentwicklung, Umnutzung 
von landwirtschaftlich genutzten Flächen 
genutzten Flächen nur im notwendigen 
Umfang 
 
 

Hinweise auf Regelungen zum Klima-
schutz 

BNatSchG, 

LNatSchG: 

Sicherung der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts, der Regenerationsfähigkeit, 
der nachhaltigen Nutzungsfähig-
keit der Naturgüter etc. 

Naturschutzfachliche Eingriffsregelung, 
Artenschutz 

BBodSchG: Nachhaltige Funktionen des Bo-
dens sichern und wiederherstellen 

Begrenzung von möglichen Versiegelun-
gen, Hinweise zum Baustellenbetrieb 

LWG: Funktion des Wasserhaushaltes 
im Wirkungsgefüge des Natur-
haushaltes sichern 

Begrenzung der möglichen Versiegelun-
gen, Hinweise zum Baustellenbetrieb, 
Regenwasserrückhaltung, Hinweise 
zum sachgerechten Umgang mit Abwäs-
sern 

WHG: Schutz der Gewässer als Be-
standteil des Naturhaushalts, als 
Lebensgrundlage des Menschen, 

Begrenzung der möglichen Versiegelun-
gen, Hinweise zum Baustellenbetrieb, 
Regenwasserrückhaltung, Hinweise 
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als Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen sowie als nutzbares Gut 

zum sachgerechten Umgang mit Abwäs-
sern 

LAbfWG: Förderung der Kreislaufwirtschaft 
zur Schonung der natürlichen 
Ressourcen und Gewährleistung 
der umweltverträglichen Beseiti-
gung von Abfällen 

Hinweise zum sachgerechten Umgang 
mit Abfällen 

BImSchG: Ausschluss schädlicher Umwelt-
auswirkungen 

Abstand zu Lärmquellen und zur Freilei-
tung 

DSchG: Bewahrung von Denkmälern Hinweis zu Bodendenkmälern 

 

Folgende bekannte Fachpläne betreffen das Plangebiet und treffen folgende Aussagen: 

 Ziele des Umweltschutzes Berücksichtigung in der Planung 

Landesentwick-
lungsplan (LEP) 

Keine Ziele formuliert - 

Regionalplan 
(REP) 

Keine Ziele formuliert - 

Landschaftsrah-
menplan (LRP) 

Keine Ziele formuliert - 

Landschaftsplan: Entwicklung Wohnen westlich Mit-
teltor, Gebiet für Grünlandent-
wicklung, Präferenzfläche für Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Entwicklung von Wohngebieten, Grün-
landentwicklung im B-Plan 7 

Lärmminderungs-
plan (LMP) oder 
Lärmaktionsplan 

Lärmaktionsplan 2025, keine Be-
einträchtigungen des Plangebie-
tes eingetragen 

- 

Luftreinhalteplan liegt nicht vor - 

Sonstige städte-
bauliche Pläne 
mit Umweltbezug 

liegt nicht vor - 

Die Planung widerspricht den Zielen der Raumordnung und Landesplanung nicht. 

Folgende bekannte Schutz- oder Risikogebiete betreffen das Plangebiet: 

Gebietsart Abstand in m 

Naturschutzgebiet (§ 23 BNatSchG) nicht betroffen 

Nationalparke, Naturmonumente (§ 24 BNatSchG)  nicht betroffen 

Biosphärenreservat (§ 25 BNatSchG) nicht betroffen 

Landschaftsschutzgebiet (§ 26 BNatSchG) nicht betroffen 

Naturparke (§ 27 BNatSchG) nicht betroffen 

Naturdenkmäler (§ 28 BNatSchG) nicht betroffen 
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Geschützte Landschaftsbestandteile (§ 29 BNatSchG) nicht betroffen 

Natura 2000 – Gebiete nicht betroffen 

Geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG / § 21 LNatSchG) Knicks im Plangebiet 

Wald (§ 2 LWaldG) nicht betroffen 

Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG), Heilquellenschutzge-
biete (§ 53 WHG), Risikogebiete (§ 73 WHG), Über-
schwemmungsgebiete (§ 76 WHG) 

nicht betroffen 

Denkmale oder archäologische Interessensgebiete nicht betroffen 

Die Knicks im Plangebiet bleiben erhalten und werden in der verbindlichen Bauleitplanung 

mit Knickschutzstreifen gesichert. Es wird ein Knickdurchbruch von 4 m erforderlich, um in 

die Zukunft gerichtet eine Zufahrt vom Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 7, 1. Än-

derung und Ergänzung zum westlich angrenzend geplanten Baugebiet zu ermöglichen. Hier-

für wird Ersatz vorgesehen. 

6.1.3 Prüfung der betroffenen Belange 

Die Prüfung der betroffenen Belange erfolgt anhand der Vorgaben des § 1 (6) Nr. 7 BauGB. 

Die Bauleitplanung ist eine Angebotsplanung, so dass objektbezogene Angaben insbeson-

dere zum Umgang mit Emissionen, Energie, Abwässern und Abfällen in der Regel beim Auf-

stellungsverfahren nicht vorliegen. Die Umweltprüfung kann zu diesen Belangen daher nur 

allgemeine Aussagen treffen. 

a) Die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt 

Erheblich betroffen, da Eingriffe nach § 14 BNatSchG vorbereitet werden. Zudem werden 

gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG und die Artenschutzbelange nach § 44 

BNatSchG von der Planung berührt. Weiterhin werden die Funktionen des Bodens gem. § 2 

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) berührt. 

b) Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des BNatSchG 

Nicht betroffen, da die o. g. genannten Schutzgebiete nicht berührt werden. Daher wird dieser 

Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 

c) Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die 
Bevölkerung insgesamt 

Emittierende Nutzungen sind aufgrund der Planung eines Wohngebietes nicht gegeben. Im-

missionen sind aufgrund des Abstands zu BAB A20, K 78 und den Sportplätzen ebenfalls 

nicht zu erwarten. Dieses wurde im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 7 

gutachterlich untersucht. Das Planvorhaben liegt in einer Entfernung von ca. 450 m zum 
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Standortübungsplatz Wüstenei. Der Standortübungsplatz Wüstenei wurde nach § 67 Abs 2. 

BImSchG mit Schieß- und Übungsbetrieb angezeigt, weshalb nicht ausgeschlossen werden 

kann, dass Geräuschimmissionen auf das Plangebiet einwirken können. Eine Erheblichkeit 

wird hier nicht angenommen, da ein Heranrücken von Bebauung an den Truppenübungsplatz 

nicht erfolgt. Weite Teile der Ortslage Badendorf liegen zwischen dem Plangebiet und dem 

Truppenübungsplatz. Geruchsbelästigungen sind nicht zu erwarten, da keine Emittenten in 

der Nähe vorhanden sind. Daher wird dieser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht.  

Der Südwesten des Plangebietes der 8. Änderung des Flächennutzungsplanes wird von ei-

ner Hochspannungsleitung überquert. Die am 01.01.1997 in Kraft getretene 26. Verordnung 

zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes hat Grenzwerte für die elektrische 

Feldstärke und die elektromagnetische Flussdichte von Niederfrequenzanlagen (Hochspan-

nungsfreileitungen) festgelegt, bei deren Einhaltung eine gesundheitliche Beeinträchtigung 

des menschlichen Organismus ausgeschlossen werden kann. Diese Grenzwerte werden 

beim Betrieb der Hochspannungsfreileitung voraussichtlich eingehalten. Daher wird dieser 

Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. Im Übrigen wird diese Leitung voraussichtlich 

2030 abgebaut. 

d) Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

Im Plangebiet sind Denkmäler nicht bekannt. Gemäß § 15 DSchG hat, wer Kulturdenkmale 

entdeckt oder findet, dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denk-

malschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder 

den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, 

auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur 

Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflich-

teten befreit die Übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die 

Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder 

Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach 

Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur 

Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der na-

türlichen Bodenbeschaffenheit. Bei Beachtung der Hinweise wird eine Erheblichkeit nicht an-

genommen. Daher wird dieser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 

Die Planung initiiert Auswirkungen auf den Wert der Sachgüter (Wertsteigerung der betroffe-

nen Grundstücke, Veränderung der Situation für angrenzende Grundstücke); bei Einhaltung 

der Grenzabstände der LBO wird nicht von einer Erheblichkeit ausgegangen. Daher wird 

dieser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 
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e) Die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und 
Abwässern 

Die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richtlinien sind anzuwenden. Die Beseitigung 

von Abwässern und Abfällen erfolgt über die Entsorgungseinrichtungen der Gemeinde. Beim 

Betrieb der Entsorgungseinrichtungen sind die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richt-

linien ebenfalls anzuwenden. Von einer Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen. Daher 

wird dieser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 

f) Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von 
Energie 

Die Energieversorgung des Gebietes erfolgt durch Anschluss an das Netz der Versorgungs-

träger in der Gemeinde. Bei der Energieerzeugung bzw. -bereitstellung sowie im Rahmen 

der objektbezogenen Bauausführung sind die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richt-

linien anzuwenden. Solaranlagen sind zugelassen. Auf konkrete Maßnahmen zum Klima-

schutz wird im Hinblick auf die detaillierten Regelungen im Gebäudeenergiegesetz (GEG) 

und zugehörige Regelwerke verzichtet. Von einer Erheblichkeit wird nicht ausgegangen. Da-

her wird dieser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 

g) Die Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere 
des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts 

Die Planung weicht von der Empfehlung im Landschaftsplan ab, da der Landschaftsplan die 

Siedlungsentwicklung straßenparallel zur Straße Mitteltor vorsieht. Naturschutzfachliche 

Gründe für die im Landschaftsplan gewählte westliche Ausdehnung bestehen nicht, da die 

gesamte Fläche derzeit als Intensivgrünland genutzt wird. Der weiteren Empfehlung im Land-

schaftsplan zur Grünlandextensivierung als Ausgleichsmaßnahme wurde mit den getroffe-

nen Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 7 gefolgt. Eine Erheblichkeit wird nicht angenom-

men. Daher wird dieser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 

h) Die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 
Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgeleg-
ten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden. 

Die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richtlinien zur Begrenzung von Emissionen aus 

Feuerungsanlagen oder anderen emittierenden Betriebseinrichtungen sind anzuwenden. Die 

verkehrsbedingten Luftschadstoffe steigen durch die Planung aufgrund der zu erwartenden 

Verkehrsstärke nur geringfügig. Immissionen oberhalb der Grenzwerte der 22. BImSchV sind 

nicht zu erwarten. Die relevante Bagatellschwelle der Tabelle 7 der TA Luft wird deutlich un-

terschritten werden. Von einer Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen. Daher wird die-

ser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 



8. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Badendorf 

 

Seite 18 von 35                                                       PLANUNGSBÜRO OSTHOLSTEIN                                                   

i) Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach 
den Buchstaben a bis d 

Wesentliche Auswirkungen auf die Wechselwirkungen zwischen den Belanggruppen sind 

nicht erkennbar, es ist ohnehin nur der Belang a) überhaupt betroffen. Von einer Erheblich-

keit wird nicht ausgegangen. Daher wird dieser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 

j) Unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswir-
kungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vor-
haben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach 
den Buchstaben a bis d und i 

Die nach dieser Bauleitplanung zulässigen Vorhaben verursachen keine schweren Unfälle 

oder Katastrophen. Daher wird dieser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 

6.2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen die in 

der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 ermittelt wurden 

Erhebliche Umweltauswirkungen sind in der Umweltprüfung nur für den Belang a) „Tiere, 

Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen so-

wie die Landschaft und die biologische Vielfalt“ zu erwarten. Die folgenden Ausführungen 

beschränken sich daher auf diesen Aspekt.  

6.2.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzu-

stands (Basisszenario), einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, 

die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden: 

Tiere 

Im Gebiet kommen die für den Naturraum typischen Tierarten vor. Bereiche mit besonderer 

tierökologischer Bedeutung wie Wälder, größere Stillgewässer oder Fließgewässer liegen 

außerhalb des Plangebietes und in einiger Entfernung.  

In den Knicks sind Vorkommen gehölzbrütender Vogelarten anzunehmen. Ggf. sind in alten 

Bäumen Tagesquartiere von Fledermäusen möglich. Diese bleiben erhalten. Offenlandbrüter 

sind aufgrund der die Fläche umgebenden Vertikalstrukturen nicht anzunehmen. Badendorf 

liegt im Verbreitungsgebiet der Haselmaus. In den Knicks besteht ein entsprechendes Po-

tential. 

Pflanzen 

Die Intensivgrünlandfläche weist eine Dominanz von Wirtschaftsgräsern auf. Die im Plange-

biet vorhandenen Knicks sind mit typischen Knickgehölzen bestanden. 

In Schleswig-Holstein sind grundsätzlich drei Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richt-

linie zu erwarten: 

▪ Froschkraut (Luronium natans) 
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▪ Kriechender Sellerie (Apium repens) 

▪ Schierlings-Wasserfenchel (Oenanthe conioides) 

Alle drei Arten sind an feuchte bis zeitweise überschwemmte Lebensbereiche gebunden, 

Froschkraut und Kriechender Sellerie sind Pionierpflanzen und benötigen offene Böden oder 

Störstellen. Ein Vorkommen aller drei Arten im Vorhabengebiet ist nicht zu erwarten. Die im 

Anhang IV der FFH-Liste gelisteten Moose und Flechten sind aufgrund ihrer Lebensrauman-

sprüche an alte Wälder und basenreiche Moore gebunden. Ein Vorkommen im Vorhabenge-

biet ist ebenfalls nicht zu erwarten. 

Fläche 

Im Flächennutzungsplan ist der Bereich als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Die 

Fläche wird als Pferdeweide bewirtschaftet.  

Boden/Wasser 

Es liegt ein Bodengutachten für den Bereich des B-Planes Nr. 7 westlich der Straße Mitteltor 

vor (Baugrunduntersuchung, Baugrundbeurteilung, GBU, Fahrenkrug, 03.11.2016). Die Er-

gebnisse können vermutlich auf das angrenzende Plangebiet übertragen werden. Danach 

handelt es sich bei der Bodenart hauptsächlich um Geschiebelehm und Geschiebemergel. 

Der Landwirtschafts- und Umweltatlas Schleswig-Holstein zeigt für Badendorf Pseudogley 

als Bodenart. Wertvolle oder seltene Böden sind nicht vorhanden. 

Nach dem Bodengutachten des B-Planes Nr. 7 liegt der Grundwasserflurabstand zwischen 

ca. 2 m bis mehr als 5 m. Oberflächengewässer sind nicht vorhanden. 

Luft, Klima 

Nach dem Landschaftsplan ist das Klima in Badendorf als mäßig temperiert und ozeanisch 

geprägt zu bezeichnen. Das Klima ist wechselhaft und unbeständig sowie arm an stabilen 

Schwachwetterlagen. Der Wind weht überwiegend aus südwestlichen bis westlichen Rich-

tungen. Die allgemeine Luftverunreinigung ist durch Ferntransport auch im Gemeindegebiet 

von Bedeutung. Im Plangebiet selbst sind keine Emittenten vorhanden. 

Landschaft 

Das Landschaftsbild ist geprägt durch die Grünlandnutzung, gegliedert durch Knicks und 

Grünstrukturen. Beeinträchtigungen erfährt das Landschaftsbild durch die Freileitung im Süd-

westen des Plangebietes. 

Biologische Vielfalt, Wirkungsgefüge 

Wirkungsgefüge bestehen im Wesentlichen im Grenzbereich von Grünland und Knickstruk-

turen. 
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6.2.2 Übersicht über die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei 

Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung verbleibt es voraussichtlich bei den bisherigen Nutzun-

gen bzw. zulässigen Nutzungen nach den §§ 34, 35 BauGB.  

6.2.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der 

Planung  

Die Bauleitplanung ist eine Angebotsplanung, die üblicherweise mehrere auch sehr unter-

schiedliche allgemein zulässige Nutzungen unter Anwendung der Baunutzungsverordnung 

ermöglicht. Zu Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, 

Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen sind daher keine 

Detailangaben möglich. 

Die schutzgutbezogene Prognose der vorhabenbedingten Umweltauswirkungen erfolgt nach 

einem einheitlichen Prüfschema in tabellarischer Form. Verwendete Symbole: 

 -- – für die vorliegende Planung nicht zutreffend bzw. nicht relevant 

 X – keine Beeinträchtigungen 

 G – geringe Beeinträchtigungen 

 E  – erhebliche Beeinträchtigungen 

Soweit sich erhebliche Beeinträchtigungen ergeben, werden Maßnahmen zur Vermeidung, 

Verminderung oder Kompensation erforderlich. Diese sind in Kapitel 6.2.4 beschrieben. 

Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (1) - Schutzgut Tiere 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhanden-
seins der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschl. Abriss-
arbeiten 

E G 

- Erweiterung Knicklücke 
- Schließen einer Knicklücke 
- Erhalt von Knicks 
- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb 

sind zu erwarten, bei Beachtung der einschlägigen 
Vorschriften jedoch nur vorübergehend für die Dauer 
der Bauphase und nicht erheblich 

- betriebsbedingte Auswirkungen bei Planung und Aus-
führung sind nach dem Stand der Technik nicht zu er-
warten 

- zum europäischen Artenschutz siehe Text unter der Ta-
belle  

bb) der Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbes. Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biologische Vielfalt, wobei 
soweit möglich die nachhaltige 

G X 

- baubedingte Verringerung der bodenbelebten Flächen 
und Lebensraumhabitate 

- mittelfristig wird eine vielfältige Begrünung aller baulich 
nicht genutzten Bereiche prognostiziert, damit 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (1) - Schutzgut Tiere 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

Verfügbarkeit dieser Ressour-
cen zu berücksichtigen ist 

insgesamt langfristig eine Verbesserung des Artenin-
ventars erwartet 

cc) der Art und Menge an Emissio-
nen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verur-
sachung von Belästigungen G X 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb zu 
erwarten, jedoch nur vorübergehend für die Dauer der 
Bauphase und bei Beachtung der einschlägigen Vor-
schriften nicht erheblich 

- betriebsbedingte Auswirkungen bei Planung und Aus-
führung nach dem Stand der Technik nicht zu erwarten 

- eine erhebliche Wärme- oder Strahlungsemission wird 
mit der Umsetzung der Planung voraussichtlich nicht 
einhergehen 

dd) der Art und Menge der erzeug-
ten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

X X 
- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-

nik nicht zu erwarten 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) 

-- -- 
 

ff) der Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme i.B. 
auf möglicherweise betroffene 
Gebiete mit spezieller Umwelt-
relevanz oder auf die Nutzung 
von natürlichen Ressourcen 

X X 

- Kumulierung mit direkten oder etwaigen indirekten Aus-
wirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete ist 
nicht zu erwarten 

gg) der Auswirkungen der gepl. 
Vorhaben auf das Klima (z.B. 
Art und Ausmaß der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfäl-
ligkeit der gepl. Vorhaben ge-
genüber den Folgen des Klima-
wandels 

X X 

- messbare mittel- oder langfristige planbedingte Auswir-
kungen sind nicht zu erwarten 

- langfristige sukzessive Anpassung der Fauna an den 
Klimawandel 

hh) der eingesetzten Techniken 
und Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 
Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 

 

Europäischer Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG 

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,  

▪ wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 
verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören,  

▪ wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten, wäh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten 



8. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Badendorf 

 

Seite 22 von 35                                                       PLANUNGSBÜRO OSTHOLSTEIN                                                   

erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der 
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,  

▪ Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Ar-
ten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

Die Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG werden im Hinblick auf Vögel nicht verletzt, 

wenn die Arbeiten zur Verbreiterung der Knicklücke um 1 m nach bzw. vor der Brutzeit der 

Vögel beginnen. Fortpflanzungsstätten von Vögeln werden nicht zerstört oder so beschädigt, 

dass die ökologischen Funktionen nicht mehr erfüllt werden. In den umgebenden Gehölzbe-

ständen sind Ausweichquartiere möglich. Der Baubetrieb führt nicht zu erheblichen Störun-

gen der umgebenden Tierwelt. Geeignete Quartiersbäume für Fledermäuse bleiben erhalten. 

Soweit in dem Bereich, in dem die Knicklücke um 1 m verbreitert wird, Haselmäuse vorhan-

den sind, erfolgt die Knickentnahme in zwei Stufen entsprechend den Vorgaben des Merk-

blatts zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Bestimmungen zum Schutz der Ha-

selmaus bei Vorhaben in Schleswig-Holstein des Landesamts für Landwirtschaft, Umwelt 

und Ländliche Räume 2018. Die Verbotstatbestände greifen dann nicht. 

Die im Rahmen der Bauleitplanung durchgeführte Prüfung zur artenschutzrechtlichen Ver-

träglichkeit der Planung entbindet nicht von den auf Umsetzungsebene unmittelbar anzuwen-

denden artenschutzrechtlichen Bestimmungen.  

Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (2) - Schutzgut Pflanzen 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhandens-
eins der geplanten Vorhaben, so-
weit relevant einschl. Abrissarbei-
ten 

E X 

- Knickdurchbruch erforderlich 
- Schließen einer Knicklücke 
- Erhalt von Knicks 
- baubedingte Auswirkungen durch Baufeldräumung und 

Baustellenbetrieb zu erwarten (vorübergehender Ver-
lust des Arteninventars auf betroffenen Flächen 

- betriebsbedingte ist in der Gesamtschau durch ge-
plante Knickschutzstreifen, Grünlandextensivierung 
und die Bepflanzungen langfristig eine Verbesserung 
des Arteninventars zu erwarten 

- Erhaltung vorhandener Gehölze 
- die Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG werden 

nicht verletzt – siehe unter der Tabelle stehende Aus-
führungen zum europäischen Artenschutz gemäß § 44 
BNatSchG 

bb) der Nutzung natürlicher Ressour-
cen, insbes. Fläche, Boden, Was-
ser, Tiere, Pflanzen und biologi-
sche Vielfalt, wobei soweit mög-
lich die nachhaltige Verfügbarkeit 

G X 

- baubedingte Verringerung der bodenbelebten Flächen 
und Biotope 

- mittelfristig wird eine vielfältige Begrünung aller baulich 
nicht genutzten Bereiche prognostiziert, damit 



 Stand: 18.03.2026 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (2) - Schutzgut Pflanzen 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

dieser Ressourcen zu berück-
sichtigen ist 

insgesamt langfristig eine Verbesserung des Artenin-
ventars erwartet 

cc) der Art und Menge an Emissionen 
von Schadstoffen, Lärm, Erschüt-
terungen, Licht, Wärme und Strah-
lung sowie der Verursachung von 
Belästigungen X X 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb zu 
erwarten, jedoch nur vorübergehend für die Dauer der 
Bauphase und bei Beachtung der einschlägigen Vor-
schriften nicht erheblich 

- betriebsbedingte Auswirkungen bei Planung und Aus-
führung nach dem Stand der Technik nicht zu erwarten 

- eine erhebliche Wärme- oder Strahlungsemission wird 
mit der Umsetzung der Planung voraussichtlich nicht 
einhergehen 

dd) der Art und Menge der erzeugten 
Abfälle und ihrer Beseitigung und 
Verwertung 

X X 
- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-

nik nicht zu erwarten 
- Einhaltung des Abfallsatzungsrechts zur Kreislaufwirt-

schaft 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) 

-- -- 
 

ff) der Kumulierung mit den Auswir-
kungen von Vorhaben benach-
barter Plangebiete unter Berück-
sichtigung etwaiger bestehender 
Umweltprobleme i.B. auf möglich-
erweise betroffene Gebiete mit 
spezieller Umweltrelevanz oder 
auf die Nutzung von natürlichen 
Ressourcen 

X X 

- Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete ist nicht zu erwarten 

 

gg) der Auswirkungen der gepl. Vor-
haben auf das Klima (z.B. Art und 
Ausmaß der Treibhausgasemis-
sionen) und der Anfälligkeit der 
gepl. Vorhaben gegenüber den 
Folgen des Klimawandels 

X X 

- messbare mittel- oder langfristige planbedingte Auswir-
kungen sind nicht zu erwarten 
- geplante steigende Anzahl von Gehölzen erhöht lang-

fristig die CO²-Bindung und Sauerstoffbildung 

hh) der eingesetzten Techniken und 
Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 
Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 

 

Artenschutzprüfung 

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Pflanzen der besonders geschütz-

ten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte 

zu beschädigen oder zu zerstören. Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind im 

Plangebiet nicht vorhanden. 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (3) - Schutzgut Fläche und Boden 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhandens-
eins der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschl. Abriss-
arbeiten 

E E 

- mittel- und langfristig baubedingte Auswirkungen durch 
Baustellenbetrieb zu erwarten (Bodenverdichtung, Bo-
denabtrag und -auftrag) 

- erhebliche, ständige Auswirkungen sind Voll- und Teil-
versiegelungen des Bodens 

bb) der Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbes. Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biologische Vielfalt, wobei 
soweit möglich die nachhaltige 
Verfügbarkeit dieser Ressour-
cen zu berücksichtigen ist 

E E 

- baubedingte mittel- und langfristige Verringerung der 
bodenbelebten Flächen und Lebensraumhabitate im 
Baustellenbetrieb 

- Voll- und Teilversiegelung schränken natürliche Res-
sourcen (Bodenatmung, Grundwasserneubildung, Bo-
den als Lebensraum für Flora und Fauna) dauerhaft ein 

cc) der Art und Menge an Emissio-
nen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verur-
sachung von Belästigungen 

-- -- 

 

dd) der Art und Menge der erzeug-
ten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

X X 
- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-

nik nicht zu erwarten 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) 

-- -- 
 

ff) der Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme i.B. 
auf möglicherweise betroffene 
Gebiete mit spezieller Umwelt-
relevanz oder auf die Nutzung 
von natürlichen Ressourcen 

X X 

- Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete ist nicht zu erwarten 

gg) der Auswirkungen der gepl. 
Vorhaben auf das Klima (z.B. 
Art und Ausmaß der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfäl-
ligkeit der gepl. Vorhaben ge-
genüber den Folgen des Klima-
wandels 

G X 

- erhöhte Gefahr der Bodenerosion durch abfließendes 
Oberflächenwasser infolge der Voll- und Teilversiege-
lung der Böden 

hh) der eingesetzten Techniken 
und Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 
Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (4) - Schutzgut Wasser 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhandens-
eins der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschl. Abriss-
arbeiten G E 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb zu 
erwarten, bei Beachtung der einschlägigen Vorschrif-
ten jedoch nur vorübergehend für die Dauer der Bau-
phase und nicht erheblich 

- erhebliche, ständige Auswirkungen auf den Wasser-
haushalt durch Voll- und Teilversiegelungen des Bo-
dens 

bb) der Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbes. Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biologische Vielfalt, wobei 
soweit möglich die nachhaltige 
Verfügbarkeit dieser Ressour-
cen zu berücksichtigen ist 

G E 

- Voll- und Teilversiegelung schränken natürliche Res-
sourcen dauerhaft ein und stellen einen ständigen er-
heblichen Eingriff in das Boden-Wasser-Regime dar, 
solange die Versiegelungen bestehen. 

cc) der Art und Menge an Emissio-
nen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verur-
sachung von Belästigungen 

-- -- 

 

dd) der Art und Menge der erzeug-
ten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

X X 
- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-

nik nicht zu erwarten 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) 

-- -- 
 

ff) der Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme i.B. 
auf möglicherweise betroffene 
Gebiete mit spezieller Umwelt-
relevanz oder auf die Nutzung 
von natürlichen Ressourcen 

X X 

- Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete ist nicht zu erwarten 

gg) der Auswirkungen der gepl. 
Vorhaben auf das Klima (z.B. 
Art und Ausmaß der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfäl-
ligkeit der gepl. Vorhaben ge-
genüber den Folgen des Klima-
wandels 

X X 

- erhebliche Auswirkungen auf die Luftfeuchtigkeit, das 
Niederschlagsfeld und die Nebelbildung sind nicht zu 
erwarten. Die überplante Fläche und die damit verbun-
denen Wirkungen sind zu gering, um signifikante Aus-
wirkungen zu generieren 

hh) der eingesetzten Techniken 
und Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 
Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 

 

Nachweise zum Wasserhaushalt nach A-RW1 werden im Rahmen der verbindlichen Bauleit-

planung geführt, soweit erhebliche Betroffenheiten bestehen. 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (5) - Schutzgut Luft und Klima 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhandens-
eins der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschl. Abriss-
arbeiten 

X X 
- bau- und betriebsbedingte Auswirkungen sind bei Pla-

nung und Ausführung nach dem Stand der Technik 
nicht zu erwarten 

bb) der Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbes. Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biologische Vielfalt, wobei 
soweit möglich die nachhaltige 
Verfügbarkeit dieser Ressour-
cen zu berücksichtigen ist 

X X 

- bau- und betriebsbedingte Auswirkungen sind bei Pla-
nung und Ausführung nach dem Stand der Technik 
nicht zu erwarten 

- die getroffenen Festsetzungen zur Begrünung unter-
stützen den natürlichen Ressourcenhaushalt 

cc) der Art und Menge an Emissio-
nen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verur-
sachung von Belästigungen 

X G 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb zu 
erwarten (kleinräumige Luftverschmutzungen durch 
den Betrieb von Baumaschinen, witterungsbedingte 
Staubbelastungen), jedoch nur vorübergehend für die 
Dauer der Bauphase und bei Beachtung der einschlä-
gigen Vorschriften und aufgrund der Kleinräumigkeit 
nur kurzfristig 

- betriebsbedingt kann von Luftschadstoffemissionen 
aufgrund der Größe des Plangebietes und der Anzahl 
der möglichen Quellen ausgegangen werden. Diese 
werden die Bagatellschwelle der Tabelle 7 der TA Luft 
deutlich unterschreiten 

- für potenzielle Staubemissionen durch holzbeheizte 
Kamine gibt die Stufe 2, Anlage 4.1 BImSchV seit 2015 
strenge Emissionsgrenzwerte vor 

- für Emissionen aus dem zusätzlich entstehenden Stra-
ßenverkehr gelten die Emissionsgrenzwerte der Ab-
gasnorm 

- relevante Geruchsemissionen werden nicht erwartet, 
da die Planung mit keinen signifikanten Quellen ver-
bunden ist 

- insgesamt sind erhebliche betriebsbedingte Auswirkun-
gen durch die zusätzlichen Emissionen bei Planung 
und Ausführung nach dem Stand der Technik nicht zu 
erwarten 

- eine erhebliche Wärme- oder Strahlungsemission wird 
mit der Umsetzung der Planung voraussichtlich nicht 
einhergehen 

dd) der Art und Menge der erzeug-
ten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

X X 
- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-

nik nicht zu erwarten 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) 

-- -- 
 

ff) der Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme i.B. 
auf möglicherweise betroffene 
Gebiete mit spezieller 

X X 

- Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete ist nicht zu erwarten 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (5) - Schutzgut Luft und Klima 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

Umweltrelevanz oder auf die 
Nutzung von natürlichen Res-
sourcen 

gg) der Auswirkungen der gepl. 
Vorhaben auf das Klima (z.B. 
Art und Ausmaß der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfäl-
ligkeit der gepl. Vorhaben ge-
genüber den Folgen des Klima-
wandels X X 

-klimarelevante Kaltlufttransporte werden nicht erheblich 
beeinflusst. Unmittelbare lokale Luftaustauschvor-
gänge werden naturgemäß durch neue Baukörper be-
einflusst. 

- Aussagen zu Art und Ausmaß der Treibhausgasemis-
sion sind im derzeitigen Planstand nicht möglich, da 
noch keine Haustechnik vorliegt. Erhebliche Nachtei-
lige Auswirkungen der Bauleitplanung auf das Klima 
sind bei Beachtung der detaillierten Regelungen im Ge-
bäudeenergiegesetz (GEG) und zugehörigen Verord-
nungen nicht zu erwarten. 

- Die Bauleitplanung ist gegenüber den Folgen des Kli-
mawandels nicht anfällig. 

hh) der eingesetzten Techniken 
und Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 
Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 
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Im vorliegenden Fall bleibt der räumliche Wirkbereich weitestgehend auf das Plangebiet be-

schränkt. Die geringe Bodenversiegelung, die begrünten Hausgärten, die Anlage der exten-

siven Knickschutzstreifen und die Grünlandextensivierung als Ausgleichsmaßnahme werden 

in der Gesamtschau zu einer Verbesserung im Hinblick auf die Arten- und Lebensgemein-

schaften führen. Über das Vorhabengebiet hinausgehende erhebliche Beeinträchtigungen 

der Umwelt infolge von Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sind nicht zu erwar-

ten.  

 

Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (6) - Wirkungsgefüge zwischen den Schutzgütern a (1) bis a (5) 

Die zunächst aus methodischen Gründen isoliert zu betrachtenden Schutzgüter Tiere und Pflanzen, 
Fläche, Boden, Wasser, Luft und Klima stehen in einem komplexen Wirkungsgefüge zueinander. Ein-
griffe auf einen Umweltbelang können direkt oder indirekt Auswirkungen für ein anderes Schutzgut 
nach sich ziehen. Dabei sind die Wechselwirkungen untereinander unterschiedlich stark ausgeprägt. 
Die folgende Beziehungsmatrix stellt unabhängig vom konkreten Vorhaben grundsätzlich die Intensi-
tät der Wechselwirkungen einzelner Schutzgüter zueinander dar. 

von → 
Wechselwirkun-
gen zwischen 
den Schutzgü-

tern 

 ↓ auf 

Tieren Pflanzen 
Fläche/ 

Boden 
Wasser Luft/Klima 

Tiere 
Populationsdyna-
mik, Nahrungs-
kette 

Nahrung,  
Sauerstoff,  
Lebensraum 

Lebensgrund-
lage, 
Lebensraum 

Lebensgrund-
lage, 
Lebensraum 

Lebensgrundlage, 
Lebensraum 

Pflanzen 
Fraß, Tritt,  
Düngung,  
Bestäubung, Ver-
breitung 

Konkurrenzverhal-
ten,  
Vergesellschaf-
tung 

Lebensraum, 
Nähr- und 
Schadstoffquelle 

Lebensgrund-
lage, 
Lebensraum 

Wuchs- und Um-
feldbedingungen 

Fläche / Bo-

den 

Düngung, 
Tritt/Verdichtung, 
Bodenbildung,  
O2-Verbrauch 

Durchwurzelung, 
Bodenbildung, Be-
einflussung des 
Nährstoff-, Was-
ser- und Sauer-
stoffgehalts, 
Abdeckung/Schutz 
vor Erosion 

Bodeneintrag Stoffverlage-
rung, 
Bodenentwick-
lung 

Bodenklima, 
Bodenbildung, 
Erosion, 
Stoffeintrag 

Wasser 
Gewässerverun-
reinigung, 
Nährstoffeintrag 

Gewässerreini-
gung,  
Regulation des 
Wasserhaushaltes 

Stoffeintrag,  
Trübung,  
Sedimente,  
Pufferfunktion 

Stoffeintrag, 
Versickerung 

Niederschläge, 
Gewässertempe-
ratur 

Luft / Klima 
CO2-Produktion, 
O2-Verbrauch 

O2-Produktion, 
CO2-Aufnahme, 
Beeinflussung von 
Luftströmungen 

Staubbildung Lokalklima (Wol-
ken, Nebel), 
Luftfeuchte 

Herausbildung ver-
schiedener Klima-
zonen (Stadt, 
Land, …) 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (7) - Schutzgut Landschaft und biologische Vielfalt 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhandens-
eins der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschl. Abriss-
arbeiten 

X X 

- baubedingte Auswirkungen auf das Landschaftsbild 
sind durch den Einsatz von Baukränen u.ä. zu erwar-
ten, jedoch nur vorübergehend für die Dauer der Bau-
phase und nicht erheblich 

- baubedingte Auswirkungen auf die biologische Vielfalt 
bestehen in der Baufeldräumung und bedeuten zu-
nächst den Verlust des vorhandenen Arteninventars bis 
zur Umsetzung Freiflächengestaltung 

- durch die geplanten Anpflanzungen und Grünlandex-
tensivierung als Ausgleichsmaßnahme ist langfristig 
eine Zunahme der biologischen Vielfalt zu erwarten 

- gegenüber den intensiv landwirtschaftlich genutzten 
Flächen ist in den Hausgärten des geplanten Wohnge-
bietes mit einer Zunahme der biologischen Vielfalt zu 
rechnen 

- ständige lokale Veränderung des Ortsbildes durch die 
Errichtung der geplanten Baukörper 

bb) der Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbes. Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biologische Vielfalt, wobei 
soweit möglich die nachhaltige 
Verfügbarkeit dieser Ressour-
cen zu berücksichtigen ist 

X X 

- es sind geringe, ortsübliche Nutzungsmaße festgesetzt 

cc) der Art und Menge an Emissio-
nen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verur-
sachung von Belästigungen X X 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb zu 
erwarten, jedoch nur vorübergehend für die Dauer der 
Bauphase und nicht erheblich 

- betriebsbedingte Auswirkungen durch störende Licht-
emissionen sind durch bauordnungsrechtliche Rege-
lungen minimiert 

- eine erhebliche Wärme- oder Strahlungsemission wird 
mit der Umsetzung der Planung voraussichtlich nicht 
einhergehen 

dd) der Art und Menge der erzeug-
ten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

X X 
- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-

nik nicht zu erwarten 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) 

-- -- 
 

ff) der Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme i.B. 
auf möglicherweise betroffene 
Gebiete mit spezieller Umwelt-
relevanz oder auf die Nutzung 
von natürlichen Ressourcen 

X X 

- Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete ist nicht zu erwarten 

gg) der Auswirkungen der gepl. 
Vorhaben auf das Klima (z.B. 
Art und Ausmaß der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfäl-
ligkeit der gepl. Vorhaben 

X X 

- planbedingte Auswirkungen sind nicht zu erwarten 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (7) - Schutzgut Landschaft und biologische Vielfalt 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

gegenüber den Folgen des Kli-
mawandels 

hh) der eingesetzten Techniken 
und Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 
Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 

 

6.2.4 Geplante Maßnahmen, mit denen festgestellte erhebliche nachteilige Um-

weltauswirkungen vermieden, verhindert, verringert oder soweit möglich 

ausgeglichen werden; Überwachungsmaßnahmen  

Eine grundsätzliche Vermeidung der Eingriffe ist aufgrund des bestehenden Baulandbedarfs 

nicht möglich.  

Tiere 

Erhalt von Bäumen und Knicks, Schließen einer Knicklücke 

Zum Schutz von Gehölzbrütern: Keine Rodung von Gehölzen 1. März bis 30. September  

Zum Schutz von Haselmäusen bei Eingriffen in Knicks: 1. Rückschnitt der Gehölze im Winter, 

2. Rodung der Stubben erst ab Ende der Überwinterung der Haselmaus Ende April) 

Zum Schutz der auf Lichtreize reagierenden Fauna wird grundsätzlich für die Außenbeleuch-

tung die Verwendung von Leuchtmitteln mit warmweißer Farbtemperatur kleiner 3000 Kelvin 

und Wellenlängen zwischen 540 und 700 Nanometern empfohlen. Die Leuchtgehäuse soll-

ten gegen das Eindringen von Insekten staubdicht geschlossen ausgeführt werden und die 

Oberflächentemperatur von 60°C sollte nicht überschritten werden. Eine Abstrahlung ober-

halb der Horizontalen sowie auf angrenzende Wasserflächen, Gehölze oder Grünflächen 

sollte verhindert werden.  

Weitere naturschutzfördernde Maßnahmen sind allgemein z.B. Dach- und Fassadenbegrü-

nung, Einbau von Niststeinen, Insektenhaus, Aufhängung von Vogel- und Fledermauskäs-

ten, Anbringung von Ausstiegshilfen bei Schächten, in die Amphibien hineinfallen können. 
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Pflanzen 

Erhalt von Knicks, Erhalt von Bäumen, Entwicklung von extensiven Knickschutzstreifen, 

Grünlandextensivierung als Ausgleich. In der verbindlichen Bauleitplanung werden dazu ent-

sprechende Festsetzungen getroffen. Für die Schaffung des Knickdurchbruchs im Bebau-

ungsplan Nr. 7, 1. Änderung ist das Schließen einer Knicklücke vorgesehen.  

Fläche/Boden 

Bodenverdichtungen sowie Versiegelungen werden durch Beachtung der Vorsorgegrund-

sätze der §§ 1, 4 und 7 des Bundesbodenschutzgesetzes vermieden oder minimiert. Die 

Baustelleneinrichtung erfolgt unmittelbar neben den zu errichtenden Gebäuden unter weit-

gehender Nutzung von Flächen, die für eine Versiegelung oder Teilversiegelung vorgesehen 

sind. Das Eindringen von Schadstoffen in den Boden bzw. Kontaminierungen werden durch 

eine ordnungsgemäße Pflege und Wartung der Technik nicht erwartet. Bodenversiegelungen 

werden auf das notwendige Maß beschränkt.  

Die Berechnung des Ausgleichflächenbedarfs erfolgt nach dem Erlass „Verhältnis der natur-

schutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht“, Gemeinsamer Runderlass des Innenmi-

nisteriums und des Ministeriums für Energiewende vom 09.12.2013, gültig ab dem 

01.01.2014, sowie dessen Anlage überschlägig, da für die Gesamtfläche noch kein Bebau-

ungskonzept vorliegt. Aufgrund der intensiven Bewirtschaftung wird bei den in Anspruch ge-

nommenen Flächen eine allgemeine Bedeutung für den Naturschutz angenommen.  

Voraussichtlich erforderlich werden ausgehend von der geplanten Wohnbebauung ca. 0,4 ha 

Ausgleichsfläche. Mit dem Bebauungsplan Nr. 7 wurden insgesamt Ausgleichsflächen von 

9.673 m² geschaffen, wovon nur 4.450 m² benötigt wurden und 5.220 m² Fläche für einen 

späteren Eingriff zuzuordnen sind. Der Fläche wurden bislang keine weiteren Eingriffe zuge-

ordnet. Somit kann der Ausgleichsbedarf vollständig im Bebauungsplan Nr. 7 untergebracht 

werden. Detaillierte Ermittlungen zum Ausgleichsflächenbedarf werden im Rahmen der ver-

bindlichen Bauleitplanung vorgenommen. 

Wasser 

Da die erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser in der Versiegelung der Böden 

(Verschlechterung der Grundwasserneubildung, Verringerung bzw. Verlust der Wasserspei-

cherfähigkeit) bestehen und es sich bei diesen Eingriffen um den Verlust einer Bodenfunktion 

handelt, kann über die zum Schutzgut Boden genannten Maßnahmen hinreichend kompen-

siert werden. Die Grünlandextensivierung wird sich auch auf das Schutzgut Wasser positiv 

auswirken, da der Einsatz von Dünger und Pestiziden im Rahmen der ordnungsgemäß be-

triebenen Landwirtschaft entfällt. 
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Luft, Klima 

Über die ohnehin anzuwendenden Vorschriften hinaus sind keine weiteren Vermeidungs-

maßnahmen erforderlich. 

Landschaft 

Die vorgesehene eher kleinteilige Bebauung mit Firsthöhenbeschränkung begrenzt die Aus-

wirkungen auf das Landschaftsbild. Die Gestaltungsfestsetzungen können hier ebenfalls un-

terstützend wirken. Zudem sind die Grundstücke durch Knicks zum Landschaftsraum tlw. 

bereits abgeschirmt. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung werden hier Ergänzungen 

vorgesehen. 

Biologische Vielfalt, Wirkungsgefüge 

Über die Kompensationsmaßnahmen zum Schutzgut Tiere und Pflanzen sowie Boden und 

Wasser hinaus sind keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

6.2.5 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten, wobei die 

Ziele und der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans zu berücksichti-

gen sind; Angabe der wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl: 

In Ziffer 3.2 dieser Begründung ist ausführlich auf die Alternativstandorte eingegangen wor-

den. Die Gemeinde hat 4 Flächen geprüft. Im Hinblick auf die Schutzgüter des Naturschutzes 

wäre die Fläche 1 im Nordosten der Ortslage nördlich der Straße Heckkaten unter Beachtung 

der im Landschaftsplan empfohlenen Entrohrung des Gewässers am besten geeignet, da die 

Fläche derzeit intensiv landwirtschaftlich als Acker genutzt wird. Diese Fläche wird seitens 

des Kreises Stormarn vorrangig aus siedlungsstrukturellen Gründen abgelehnt. Bei den an-

deren betrachteten 3 Flächen handelt es sich jeweils um Intensivgrünland. Die zu erwarten-

den Eingriffe in die Schutzgüter Boden und Wasser wären bei allen 4 Standorten ähnlich. Bei 

Fläche 2 wären geschützte Biotope zu beachten. Bis auf die seitens der Gemeinde nun ge-

wählte Fläche 3 stehen alle anderen Flächen aufgrund der derzeit ausgeübten notwendigen 

Nutzung und/oder der Eigentumsverhältnisse nicht zur Verfügung. 

6.2.6 Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen nach § 1 Abs. 6 

Nr. 7 Buchstabe j 

Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vor-

haben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach den 

Buchstaben a bis d und i bestehen nicht. Es werden keine Vorhaben geplant, die für schwere 

Unfälle oder Katastrophen anfällig sind. 
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6.3 Zusätzliche Angaben 

6.3.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen 

Verfahren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, die 

bei der Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind, zum Beispiel 

technische Lücken oder fehlende Kenntnisse: 

Die Gemeinde führte eine verbal-argumentative Methode der Umweltprüfung durch, die dem 

gegenwärtigen Wissensstand und in ihrem Umfang und Detaillierungsgrad den allgemein 

anerkannten planerischen Grundsätzen gemäß der bisherigen Rechtslage entspricht. Wei-

tergehende technische Verfahren bei der Umweltprüfung wurden nicht verwendet. 

Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben deutlich wurden, ergaben sich 

nicht. 

6.3.2 Monitoring (gemäß § 4c BauGB); Beschreibung der geplanten Maßnahmen 

zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung des 

Bauleitplans auf die Umwelt: 

Nach § 4c BauGB sind die Gemeinden verpflichtet, erhebliche Umweltauswirkungen, die auf 

Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten könnten, zu überwachen. Der Umweltbe-

richt zeigt im Ergebnis, dass unter Berücksichtigung von Vermeidungs-, Minderungs- und 

Kompensationsmaßnahmen keine erheblichen Umweltauswirkungen durch das Vorhaben 

hervorgerufen werden. Die Vorschrift des § 4c BauGB verlangt keine standardmäßige Über-

prüfung der Umweltauswirkungen oder der Durchführung bzw. die Erfolgskontrolle der vor-

gesehenen Vermeidungs-, Minderungs- und Kompensationsmaßnahmen. Sie stellt lediglich 

auf die unvorhergesehenen nachteiligen Auswirkungen ab und sieht in diesem Fall die Über-

prüfung besonders unsicherer Maßnahmen vor. Da das Eintreten unvorhergesehener nach-

teiliger Auswirkungen nach derzeitigem Kenntnisstand ausgeschlossen werden kann, sind 

umfangreiche Überwachungsmaßnahmen nicht erforderlich. Auf Ebene der Flächennut-

zungsplanung ist ein Monitoring nicht möglich, dieses wird im Rahmen der verbindlichen 

Bauleitplanung anhand dann vorliegender konkreter Maßnahmen festgelegt. 

6.3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Von der Planung berührt sind Belange des Umweltschutzes im Hinblick auf den Naturschutz. 

Der errechnete Ausgleich für die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Boden und Wasser wird tlw. 

im Plangebiet dieser 1. Änderung und Ergänzung bzw. im Plangebiet des B-Planes Nr. 7 

erbracht. Knicks werden weitgehend erhalten; für den notwendigen Knickdurchbruch wird 

Ersatz vorgesehen. 
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6.3.4 Referenzliste der Quellen 

▪ Erlass „Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht“, Gemein-
samer Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums für Energiewende sowie 
dessen Anlage vom 09.12.2013 

▪ Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz (Januar 2017) 

▪ Merkblatt zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Bestimmungen zum Schutz 
der Haselmaus bei Vorhaben in Schleswig-Holstein des Landesamts für Landwirtschaft, 
Umwelt und Ländliche Räume 2018 

▪ Landschaftsplan der Gemeinde Badendorf 

▪ Lärmaktionsplanung 

▪ Ortsbesichtigungen 

7 Hinweise  

7.1 Bodenschutz  

Um den Vorsorgegrundsätzen der §§ 1, 4 und 7 des Bundesbodenschutzgesetzes nachzu-

kommen sind folgende Punkte zu beachten: 

Durch Bodenaufträge und Arbeitsfahrzeuge kann es zu Bodenverdichtungen kommen, 

wodurch das Gefüge sowie der Wasser- und Lufthaushalt des Bodens und damit die vorhan-

denen Bodenfunktionen beeinträchtigt werden können. Diese Bodenverdichtungen sowie 

Versiegelungen sind zu vermeiden oder zu minimieren. Der Flächenverbrauch durch 

Baustelleneinrichtung (Baustraßen, Lagerplätze u. Ä.) ist möglichst gering zu halten. Dazu 

ist das Baufeld zu unterteilen in Bereiche für Bebauung - Freiland - Garten - Grünflächen etc. 

Baustraßen und Bauwege sind vorrangig dort einzurichten, wo befestigte Wege und Plätze 

vorgesehen sind. Vor der Anlage von Bauwegen ist der humose Oberboden zu entfernen 

und zwischenzulagern. In den Bereichen, die nach Beendigung der Baumaßnahmen nicht 

überbaut sind, ist die Befahrung zu vermeiden bzw. Maßnahmen zum Schutz gegen Boden-

verdichtungen zu ergreifen. Beim Ab- und Auftrag von Boden ist die Bodenart sowie die Tren-

nung in Oberboden, Unterboden und Ausgangsmaterial zu beachten, um das Material um-

weltgerecht einer weiteren Nutzung zuführen zu können. Nach Abschluss der Arbeiten ist die 

Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes der Flächen für die Baustelleneinrichtun-

gen mit besonderer Aufmerksamkeit fachgerecht durchzuführen (z.B. Bodenlockerung). Ge-

mäß § 2 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind Anhaltspunkte 

für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der unteren 

Bodenschutzbehörde mitzuteilen. 

Wird Boden zwischengelagert, sind die Vorgaben der DIN 19731, Punkt 7.2 zu beachten 

(getrennter Ausbau und Lagerung, Beachtung des Feuchtezustands und der Konsistenz, 

Schutz vor Verdichtung und Vernässung, Lagerung auf Mieten usw.). Sollen Auffüllungen mit 

Fremdboden durchgeführt werden, ist das Material vorher entsprechend 
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Ersatzbaustoffverordnung zu untersuchen und zu bewerten. Eine Verwertung von über-

schüssigem Boden außerhalb des Plangebietes in Form einer Verfüllung oder Aufschüttung 

bedarf in der Regel einer naturschutzrechtlichen Genehmigung, sobald die Menge 30 m³ 

oder 1000 m² überschreitet. Sofern für die Baustraßen und -wege Recyclingmaterial verwen-

det wird, ist ausschließlich solches zu verwenden, das maximal der Einbauklasse RC1 der 

Ersatzbaustoffverordnung entspricht. Der Verlust von Bodenmaterial durch unsachgemäße 

Vermischung wird bilanziert und muss in Anlehnung an das Naturschutzrecht ausgeglichen 

werden. Bei dauerhafter Aufgabe der Nutzung ist die Anlage vollständig zurückzubauen und 

die Fläche zu entsiegeln. Der Baubeginn bei der unteren Bodenschutzbehörde des Kreises 

anzuzeigen. 

Grundlage für Auffüllungen und Verfüllungen bildet der „Verfüllerlass“ des Ministeriums für 

Umwelt, Naturschutz und Landwirtschaft des Landes Schleswig-Holstein 2023 in Verbindung 

der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung und Ersatzbaustoffverordnung (EBV). 

Alle anfallenden Abfälle sind ordnungsgemäß zu entsorgen. 

7.2 Archäologie 

Es wird ausdrücklich auf § 15 DSchG verwiesen: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, 

hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbe-

hörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer 

und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem 

der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder 

zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die 

übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in un-

verändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen 

von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier 

Wochen seit der Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern 

auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Boden-

beschaffenheit. 

8 Billigung der Begründung 

Diese Begründung wurde in der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Badendorf 

am ........ gebilligt. 

Badendorf,                                              Siegel                                   (Volker Brockmann) 

                                    - Bürgermeister - 

 


